Satzung der Stadt Rheinbach iiber die Erhebung von Elternbeitragen fiir die
Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen fiir Kinder und Kindertagespflege
vom 01.07.2021

GemaR § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils giiltigen Fassung,
§ 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) in der jeweils giltigen Fassung sowie des Gesetzes zur
frihen Bildung und Férderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz — KiBiz) vom 03.12.2019 (GV NRW
2019, Seite 877), hat der Rat der Stadt Rheinbach in seiner Sitzung am 28.06.2021 folgende Satzung
zur Erhebung von Elternbeitragen fir den Besuch von Tageseinrichtungen fiir Kinder und
Kindertagespflege, beschlossen.

§ 1 Art der Beitrage, Zustandigkeit

Mit dieser Satzung werden seitens der Stadt Rheinbach 6ffentlich-rechtliche Kostenbeitrage
(Elternbeitrage) gemaR § 51 KiBiz und § 90 Abs. 1 SGB VIl sowie den Bestimmungen dieser Satzung
flr die Inanspruchnahme einer Kindertageseirichtung und der Kindertagespfleg zum o6ffentlichen
Finanzierungsanteil an den Jahresbetriebskosten erhoben.

§ 2 Beitragspflichtige

1. Beitragspflichtig sind die Eltern und dessen rechtlich gleichgestellte Erziehungsberechtigte
Personen im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 SGB VIII, mit denen das Kind zusammenlebt.

2. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.

3. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32
Einkommensteuergesetz gewahrt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese
Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. Mehrere Beitragspflichtige haften als
Gesamtschuldner.

§ 3 Beitragshohe

1. Die Elternbeitrage sind nach der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Beitragsschuldner
sozial gestaffelt.

Dabei gelten fir Kinder, die in Kindertageseinrichtungen betreut werden, die vertraglich
vereinbarten Betreuungszeiten (25 Stunden, 35 Stunden oder 45 Stunden). Es wird
unterschieden zwischen Elternbeitragen fir den Besuch von Kindern ab 3 Jahren und alter und
Kindern unter 3 Jahren. Ab dem 01. des Monats, in dem das Kind drei Jahre wird, wird der
Elternbeitrag fir Kinder ab dem 3. Lebensjahr und alter erhoben. Fiir Kinder, die bis zum 30.09.
das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist ab Beginn des im selben Kalenderjahr
beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung die Inanspruchnahme eines
Betreuungsplatzes beitragsfrei (§ 50 Abs. 1 KiBiz).

Bei Kindern in Kindertagespflegebetreuung werden grundsatzlich die Elternbeitrage fir unter
dreijahrige Kinder fir die beantragte Betreuungszeit gefordert.

2. Die Hohe der Elternbeitrage fir den Besuch der Kindertageseinrichtungen ergibt sich aus der
Anlage 1, fiir die Kindertagespflege aus Anlage 2 zu dieser Satzung, die beigefiigt sind.

3. Der Elternbeitrag fir die Pflegeeltern gemaR § 2 Abs. 3 der Satzung bemisst sich nach der
Elternbeitragsstaffelung fir die zweite Einkommensgruppe, es sei denn, die Pflegeeltern
gehoéren nach ihrem eigenen Einkommen im Sinne von § 4 in die erste Einkommensgruppe.

4. Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 2 beitragspflichtig
sind, gleichzeitig eine Tageseinrichtung fiir Kinder im Gebiet der Stadt Rheinbach oder eine
Kindertagespflege, so entfallen die Beitrdge fiir das zweite und jedes weitere Kind. Ergeben
sich ohne die Beitragsbefreiung nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beitrédge, so ist der hochste
Beitrag zu zahlen. Flir Geschwister von Kindern, deren Betreuung im vorletzten und letzten
Kindergartenjahr gemaR § 50 Abs. 1 KiBiz beitragsfrei ist, wird ebenfalls kein Elternbeitrag
erhoben.



Beitragspflichtige, die

a) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Sozialgesetzbuch Il (SGB 1)
oder

b) Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach
dem Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) oder

c) Leistungen zur Deckung des Lebensunterhaltes nach dem Asylbewerberleitungsgesetz
(AsylbLG) oder

d) Leistungen nach dem Wohngeldgesetz (WoGG, Miet- oder Lastenzuschuss) oder

e) Kinderzuschlag gem. § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes beziehen,

werden fir die nachgewiesene Dauer des Bezugs dieser Leistung/en von der
Elternbeitragspflicht (§ 90 Abs. 4 SGBVIII) befreit.

Auf Antrag sollen die Elternbeitrage ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung
den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 4 SGB VIII i. V. m. §§ 82 bis 85, 87, 88
SGB XlI).

§ 4 Einkommensermittlung

Bei der Aufnahme eines Kindes in eine Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege und
danach auf Verlangen haben die Eltern dem Jugendamt der Stadt Rheinbach schriftlich
anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemaR der Anlage 1 und 2 zu
dieser Satzung ihren Elternbeitragen zugrunde zu legen ist. Ohne Angaben zur
Einkommenshohe oder ohne den geforderten Nachweis ist der hochste Elternbeitrag zu
leisten. Pflegeeltern, die gemall § 3 Abs. 3 der Satzung den Beitrag der ersten
Einkommensgruppe beanspruchen, haben dem Jugendamt ihr Einkommen schriftlich
anzugeben und nachzuweisen.

Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkiinfte der Eltern im Sinne
des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und vergleichbarer Einklinfte, die im
Ausland erzielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit
Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zuldssig. Dem Einkommen im Sinne
dieser Satzung sind steuerfreie Einklinfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des
Lebensunterhaltes bestimmten 6ffentlichen Leistungen fiir die Eltern und das Kind, fir das der
Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen.

Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften und das
Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in dem dort in § 10 genannten
Umfang sind nicht hinzuzurechnen.

Bezieht ein Elternteil Einklinfte aus einem Beschaftigungsverhaltnis oder aufgrund der
Ausiibung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen fiir den Fall des Ausscheidens eine
lebenslange Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen
Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach Absatz 2 ermittelten Einkommen
ein Betrag von 10 v.H. der Einkiinfte aus diesem Beschaftigungsverhaltnis oder aufgrund der
Ausilibung des Mandats hinzuzurechnen.

Malgeblich fur die Bemessung der Beitragshohe ist das tatsadchliche Jahresbruttoeinkommen
in dem Kalenderjahr, in dem der Platz in einer Kindertageseinrichtung oder der
Kindertagespflege in Anspruch genommen werden. Zu Beginn der Inanspruchnahme des
Platzes bzw. der Leistung erfolgt eine vorldufige Festsetzung des Elternbeitrages auf der
Grundlage des Jahresbruttoeinkommens des vorangegangenen Kalenderjahres. Sofern sich
das Einkommen der Beitragsschuldner dndert, sind im Verlauf des Beitragszeitraumes
vorlaufige Anpassungen des Elternbeitrages moglich. Die abschlieBende Prifung und
Festsetzung erfolgt nach Ablauf des Kalenderjahres.

Das Einkommen eines Kalenderjahres ist auch dann fiir die Bemessung der Beitragshdhe
maRgeblich, wenn das Kind nicht wahrend des gesamten Kalenderjahres ein
Betreuungsangebot nach dieser Satzung besucht bzw. besucht hat.



Fir das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 EStG zu gewahrenden
Freibetrdage von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen.

Eine Ermittlung des Elternbeitrages entfallt, wenn und solange sich die Beitragspflichtigen
durch schriftliche Erklarung gegentiiber der Stadt Rheinbach zur Zahlung des jeweils hochsten
nach den Anlagen zu dieser Satzung ausgewiesenen Elternbeitrages, entsprechend der
gewahlten Betreuungszeit, verpflichten.

§ 5 Entstehung der Beitragspflicht/Falligkeit
fiir die Betreuung in Kindertageseinrichtungen

Die Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt durch Bescheid und ergibt sich aus der dieser
Satzung als Anlage 1 beigefligten Beitragstabelle.

Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht dem Schuljahr, d.h. es beginnt am
01. August und endet am 31. Juli des darauf folgenden Kalenderjahres.

Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem das Kind in die Tageseinrichtung
aufgenommen wird. SchlieBungszeiten der Einrichtung beriihren die Beitragspflicht nicht.
Unabhangig von der tatsachlichen Inanspruchnahme wird der maRgebliche Elternbeitrag fir
die Betreuungszeiten erhoben, fiir die das Kind angemeldet wurde.

Der Beitrag wird in monatlichen Raten fallig und ist jeweils bis zum 3. Werktag eines Monats
an die Stadt Rheinbach zu zahlen.

§ 6 Entstehung der Beitragspflicht/
Falligkeit fiir die Betreuung in Kindertagespflege

Die Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt durch Bescheid. Fir die Betreuung in
Kindertagepflege ergibt sich die Hohe der Elternbeitrdge aus der dieser Satzung als Anlage 2
beigefligten Beitragstabelle und dem vereinbarten Betreuungsumfang.

Die Beitragspflicht fiir Kindertagespflege beginnt mit dem Tag der vereinbarten Betreuung. Sie
endet grundsatzlich mit Ablauf des Kindergartenjahres, in dem das Kind die Kindertagespflege
in Anspruch nimmt. Beginnt oder endet ein Kindertagespflegeverhaltnis wahrend des
laufenden Kalendermonats, wird der Elternbeitrag anteilig auf der Grundlage von 30 Tagen pro
Monat berechnet. Der Elternbeitrag soll die Férdersumme an die Kindertagespflegeperson
nicht Gbersteigen.

Die Beitragspflicht fiir Ausfallzeiten (SchlieRtage, Krankheit) beriihren die Beitragspflicht nicht.
Der Beitrag wird in monatlichen Raten fallig und ist jeweils bis zum 3. Werktag eines Monats an
die Stadt Rheinbach zu zahlen.

§ 7 Auskunfts- und Anzeigepflichten

Flr die Festsetzung der Elternbeitrage in Kindertageseinrichtungen fir Kinder teilt der Trager
der Tageseinrichtung fiir Kinder der Stadt Rheinbach unverziiglich die Namen, Anschriften,
Geburtsdaten, Buchungszeiten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die
entsprechenden Angaben der Eltern mit. Fir die Festsetzung der Elternbeitrage in
Kindertagespflege werden die v. g. Angaben mit dem Antrag auf Forderung der
Kindertagespflege erhoben.

Zum Nachweis des maRgeblichen Jahresbruttoeinkommens miissen die Betragspflichtigen
innerhalb  eines Monats nach Aushdndigung auf einem daflir vorgesehenen
Erklarungsvordruck Auskunft Uber das Einkommen und {ber die sonstigen fir die
Einkommensermittlung bedeutsamen Verhaltnisse geben sowie durch entsprechende Belege
nachweisen. Die Beitragspflichtigen sind wahrend des gesamten Betreuungszeitraumes
verpflichtet, Anderungen in den wirtschaftlichen oder persdnlichen Verhiltnissen, die fiir die
Bemessung des Elternbeitrages maligeblich sind, unverziiglich mitzuteilen.



3. Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und Anzeigepflichten nicht oder nicht in
ausreichendem Malie nach, so wird der Elternbeitrag nach der hochsten Einkommensstufe
und nach der jeweils vereinbarten woéchentlichen Betreuungszeit, festgesetzt.

§ 8 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2021 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Rheinbach tiber die Erhebung von Elternbeitragen fir den
Besuch von Tageseinrichtungen vom 15.05.2007, die Satzung Uber die Forderung der
Kindertagespflege und die Erhebung von Kostenbeitragen fiir die Kindertagespflege vom 14.05.2007
auller Kraft.

Anlagen
Anlage 1 Einkommensstufen und Hohe des Elternbeitrages fir die Betreuung in Tageseinrichtungen

fir Kinder
Anlage 2 Einkommensstufen und Hohe des Elternbeitrages fir die Betreuung in Kindertagespflege

Veroffentlicht unter www.rheinbach.de am 6. Juli 2021



http://www.rheinbach.de/

Anlage 1 zur Satzung der Stadt Rheinbach liber die Erhebung von Elternbeitridgen in

Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege

hier: Hohe der Elternbeitrage fiir die Betreuung in Kindertageseinrichtungen

anzurechnendes Einkommen 3 Jahre 3 Jahre 3 Jahre unter unter unter
und alter | und alter | und alter | 3 Jahre 3 Jahre 3 Jahre
Einkommensstufen | Einkommen 25 Std 35 Std 45 Std 25 Std 35 Std 45 Std
0 bis 12.300,00€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
1 bis 24.600,00€ 23,00 € 27,00 € 41,00 € 38,00 € 45,00 € 65,00 €
2 bis 36.900,00€ 45,00 € 50,00 € 76,00 € 72,00 € 80,00 €| 122,00€
3 bis 49.200,00€ 74,00 € 82,00€| 125,00€| 119,00€| 132,00€| 200,00€
4 bis 61.500,00€ 111,00€| 123,00€| 188,00€| 178,00€| 197,00€| 300,00€
5 bis 73.800,00€ 150,00€| 164,00€| 253,00€| 241,00€| 264,00€| 405,00€
6 bis 86.100,00€ 191,00€| 209,00€| 316,00€| 306,00€| 335,00€| 505,00€
7 bis 98.400,00€ 231,00€| 25500€| 380,00€| 370,00€| 408,00€| 608,00 €
8 bis 110.700,00€ | 271,00€| 301,00€| 444,00€| 434,00€| 481,00€| 711,00€
9 iber 110.700,00€| 311,00€| 347,00€| 508,00€| 498,00€| 554,00€| 814,00€

Anlage 2 zur Satzung der Stadt Rheinbach liber die Erhebung von Elternbeitrdgen in

Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege
hier: Hohe der Elternbeitréage fiir die Betreuung in Kindertagespflege

bis 15 bis 20 bis 25 bis 30 bis 35 bis40| mehrals
Einkommen Std/wtl Std/wtl Std/wtl Std/wtl Std/wtl Std/wtl | 40 Std/wtl
bis 12.300,00€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
bis 24.600,00€ 21,00 € 28,00 € 38,00 € 42,00 € 45,00 € 55,00 € 65,00 €
bis 36.900,00€ 38,00 € 51,00 € 72,00 € 76,00 € 80,00€| 101,00€| 122,00€
bis 49.200,00€ 63,00 € 83,00€| 119,00€| 126,00€| 132,00€| 166,00€| 200,00 €
bis 61.500,00€ 94,00€| 125,00€| 178,00€| 188,00€| 197,00€| 249,00€| 300,00 €
bis 73.800,00€ 127,00€| 168,00€| 241,00€| 253,00€| 264,00€| 33500€| 405,00¢€
bis 86.100,00€ 161,00€| 210,00€| 306,00€| 321,00€| 33500€| 420,00€| 505,00€
bis 98.400,00€ 195,00€| 254,00€| 370,00€| 389,00€| 408,00€| 508,00€| 608,00 €
bis 110.700,00€ 229,00€| 298,00€| 434,00€| 457,00€| 481,00€| 596,00€| 711,00¢€
Gber 110.700,00€ 263,00 €| 342,00€| 498,00€| 52500€| 554,00€| 684,00€| 814,00€




	5. Beitragspflichtige, die
	a) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Sozialgesetzbuch II (SGB II) oder
	b) Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) oder
	c) Leistungen zur Deckung des Lebensunterhaltes nach dem Asylbewerberleitungsgesetz (AsylbLG) oder
	d) Leistungen nach dem Wohngeldgesetz (WoGG, Miet- oder Lastenzuschuss) oder
	werden für die nachgewiesene Dauer des Bezugs dieser Leistung/en von der Elternbeitragspflicht (§ 90 Abs. 4 SGBVIII) befreit.
	6. Auf Antrag sollen die Elternbeiträge ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 4 SGB VIII i. V. m. §§ 82 bis 85, 87, 88 SGB XII).

